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N i e d e r s c h r i f t 
 über die 10/13. Fragestunde 
Fragestunde des Rates 
am Montag, dem 03.04.2017 

 
Ort der Sitzung: Ratssaal, Himmeroder Hof, Himmeroder Wall 6, 53359 Rheinbach 
 
Beginn:  17:45 Uhr     Ende:  17:50 Uhr 
 
 

Von den Mitgliedern waren 
anwesend: 

 
fehlten: 

Verwaltung / Gäste: 

Bürgermeister 
Raetz, Stefan   
 
Ratsmitglieder (CDU) 
Baron, Oliver   
Beißel, Bernd   
Gebert, Andreas   
Josten-Schneider, Silke   
Maaß, David   
Pütz, Markus   
Sander, Ulrich   
Schneider, Joachim   
Wehage, Claus   
 
Ratsmitglieder (SPD) 
Danz, Dietmar   
Formanski, Birgit   
Kerstholt, Karl-Heinrich   
Koch, Martina   
Krupp, Ute   
Lüdemann, Jürgen   
Quadflieg, Donate   
Rohloff, Michael   
Steig, Joachim   
 
Ratsmitglieder (UWG) 
Dr. Ganten, Reinhard H. 
Huth, Dieter   
Meyer, Jörg   

Ratsmitglieder (CDU) 
Beer, Klaus   
 

EBG Dr. Knauber 
FBL’in Pauk 
FBL Kohlosser 
FGL Sauren 
VA Hermanns 
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Ratsmitglieder (FDP) 
Euskirchen, Lorenz   
Logemann, M.Sc., Karsten   
Vogt, Tamara   
 
Ratsmitglieder (B´90/Die Grünen) 
Schiebener, Heribert   
Schollmeyer, Joachim   
Dr. Lenke, Nils  
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T a g e s o r d n u n g 

 
zur 10/13. Fragestunde Fragestunde des Rates 

am Montag, dem 03.04.2017 
 

 
TO-Punkt 
Nr. 

Beratungsgegenstand 

A) ÖFFENTLICHE SITZUNG 

1 
 

Anfrage der Ratsmitglieder Dieter Huth und Dr. Reinhard Ganten  
- UWG-Fraktion - vom 09.03.2017 betreffend Nutzung der Unterbringungs-
kapazitäten für Flüchtlinge 
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A) ÖFFENTLICHE SITZUNG 
 
 
TOP 1 Anfrage der Ratsmitglieder Dieter Huth und Dr. Reinhard Ganten  

- UWG-Fraktion - vom 09.03.2017 betreffend Nutzung der Unter-
bringungskapazitäten für Flüchtlinge 

 
zu Frage 1: 

a) In von der Stadt Rheinbach angemieteten Objekten sind – Stand 27.03.2017 - 241 Flüchtlinge  
 (laufende Verfahren und anerkannte Personen) untergebracht. 

14 Personen mit laufendem Leistungsbezug nach dem Asylbewerberleistungsgesetz wohnen in ei-
gen angemieteten Wohnungen. 
 

b)  Für die Unterbringung von Flüchtlingen in derzeit  
33 

durch die Verwaltung angemieteten Unterkünften fällt monatlich für die Kaltmieten und die Betriebs-
kosten ein Betrag in Höhe von 

65.307,13 € 
an. 

c) Die Verwaltung ist bemüht, dass eine entsprechende Belegung erfolgt, es kann jedoch nicht gewähr-
 leistet werden. Die Belegung einer Wohnung ist von vielen Faktoren abhängig. Wie groß ist eine 
 Familie, wo gehen z.B. Kinder zur Schule oder in den Kindergarten. 

Eine Wohnung für z.B. 4 Personen kann je nach Bedarfslage mit 3, 4 oder wenn erforderlich auch 
mit 5 Personen belegt sein.  

 
d) Die Verwaltung vertritt die Auffassung, dass die dezentrale Unterbringung von Flüchtlingen kosten-
 günstiger gegenüber der Unterbringung in Gemeinschaftsunterkünften ist, die Integration fördert 
 und Konflikte verhindert. 

Aus diesem Grund hat die Verwaltung bislang keinen Grund gesehen, Mietverträge vorzeitig zu kün-
digen. 
 

Die Verwaltung wird allerdings Verträge für Unterkünfte, die den Charakter von Gemeinschaftsunter-
künften haben, nicht verlängern. 
Für diese Art der Unterkunft ist in den Mietverträgen regelmäßig ein festes Laufzeitende vereinbart 
worden. 

 
Zu Frage 2: 
a)  73 

 
b) - für den Sicherheitsdienst: durchschnittlich 27.800 € 

- für die Betriebskosten: rd. 17.100,- €  

- Bei einer Belegung mit 100 Flüchtlingen ist  noch nicht von einer Kostenerhöhung auszugehen. 

 Darüber hinaus ist jedoch mit einem Anstieg zu rechnen, da der Sicherheitsdienst personell aufzu-
stocken wäre. 
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c) Die nach § 4 Flüchtlingsaufnahmegesetz (FlüAG NRW) gewährte Landeszuweisung dient drei ver-
schiedenen Verwendungszwecken: 
 3,83 % sind ausschließlich für die soziale Betreuung der Asylbewerber zu verwenden, 
 die verbleibenden Mittel (96,17 %) entfallen einerseits auf die Grundleistungen wie den notwen-

digen Bedarf an Ernährung, Kleidung, Krankenhilfe, Gesundheits- und Körperpflege und ande-
rerseits auf die Unterbringungskosten. Der jeweilige Anteil ist nicht gesetzlich festgelegt. 
Die Aufteilung erfolgt seit diesem Jahr wie folgt: 
o Unterbringungskosten:    40,0 % 
o Laufender Lebensunterhalt, Krankenhilfe: 56,7 % 
Bislang wurden die Mittel für den Monat  
 Januar 2017 in Höhe von 193.984 € 
bewilligt. 
 

Zu Frage 3: 
Ja. 

 
Zu Frage 4: 
In diesem Jahr laufen die Mietverträge für eine Wohnung in der Münstereifeler Straße, das „Hotel    
Eifeltor“ und je ein Objekt in der Schweigelstraße und Roidestraße aus. Aktuell ist keine Verlängerung 
dieser Verträge angedacht. Die dort noch lebenden Flüchtlinge werden in die Containeranlage Schorn-
buschweg umziehen, sofern sie sich nicht zwischenzeitlich mit eigenem Wohnraum versorgt haben. 
 
Vorgesehen ist darüber hinaus, dass die großen angemieteten Objekte wie z.B. in der Keramikerstraße, 
Gästehaus Dröv, Hotel Dorn sukzessive gekündigt werden.  
 
Ein vollständiger Verzicht ist derzeit jedoch nicht möglich. Es ist immer im Auge zu behalten, dass die 
Anerkennung von Flüchtlingen zwischenzeitlich doch sehr zügig erfolgt, diese aber i.d.R. kaum eigenen 
Wohnraum finden. Die Stadt ist dann zur Vermeidung einer Obdachlosigkeit weiterhin zur Unterbrin-
gung verpflichtet.  
 
Darüber hinaus ist mit einem Anstieg von Familiennachzügen zu rechnen, die ebenfalls, wenn kein eig-
ner Wohnraum vorhanden ist, zur Vermeidung einer Obdachlosigkeit unterzubringen sind.  
 
Zudem geht die Verwaltung weiterhin davon aus, dass es in diesem Jahr noch Zuweisungen von neuen 
Flüchtlingen geben wird.  
 
Darüber hinaus bemüht sich die Verwaltung darum, dass in angemieteten Wohnräumen untergebrachte 
und zwischenzeitlich anerkannte Flüchtlinge ein eigenes Mietverhältnis mit dem Vermieter abschließen, 
sodass eine private Wohnraumversorgung für die Flüchtlinge gleich sichergestellt ist. Leider sind nicht 
alle Vermieter bereit, mit den Flüchtlingen eigene Mietverträge abzuschließen. 
 
 
 
 

Rheinbach, den 05.04.2017 
 
gez.  
Stefan Raetz 

   gez.  
Gabriele Hermanns 

Bürgermeister    Schriftführerin 
 


